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Mehr Eigenvorsorge, 
mehr Flexibilität 

Mit seinen Beschlüssen 
lach einer zweitägigen 
Klausur hat der Vorstand 
der CDU/CSU-Fraktion 
"ii Bundestag den Beweis 
angetreten, dass die Union 
£ anders als die rot-grüne 
Bundesregierung - fähig 
,st, grundlegende Refor- 
men in Deutschland voran 
Zubringen. 

Zusammengefasst   wer- 
ben die Positionen in einem 

„Drei-Stufen-Plan" mit 
kurz-, mittel- und langfristi- 
gen Reformvorschlägen. Ein 
solcher konkreter Drei-Stu- 
fen-Plan sei nötig geworden, 
da Deutschland angesichts 
von 4,62 Mio. Arbeitslosen 
und der außenpolitischen 
Orientierungslosigkeit der 
Regierung Schröder am 
Scheideweg stehe, führte 
Angela Merkel aus. Dieser 
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Fortsetzung von Seite I 
Plan werde den Rahmen für 
nächsten parlamentarischen 
Auseinandersetzungen mit 
der rot-grünen Regierung 
bilden. Um die derzeitige 
Abwärtsspirale zu stoppen, 
sei eine „nationale Kraftan- 
strengung" mit einschnei- 
denden Reformen nötig, da- 
mit Deutschland wieder zum 
Durchbruch verholten wer- 
de, sagte die Fraktionsvor- 
sitzende. 

Verantwortung 
übernehmen 

Weder die Regierung 
noch die Opposition könn- 
ten sich dabei aus der „Ver- 
antwortung stehlen", be- 
tonte sie. Wenn die Weichen 
richtig gestellt würden, sei 
ein zusätzliches Potenzial 
von ein bis zwei Prozent 
Wachstum erreichbar, ist 
sich Angela Merkel sicher. 
Mit ihren Vorschlägen sei 
die Union nun in Vorlei- 
stung getreten, sagte sie und 
forderte die Bundesregie- 
rung auf, jetzt endlich ein- 
mal „irgendetwas Konsi- 
stentes" vorzulegen. 

Sofortprogramm 

Mit einem Sofortpro- 
gramm zur Sanierung der 
Krankenkassen strebt die 
Union an, die Krankenver- 
sicherungsbeiträge von heute 
durchschnittlich 14,4 auf 13 
Prozent zu senken. Der Be- 
schluss des Fraktionsvor- 
standes basiert auf den Prin- 
zipien Eigenverantwortung, 
Transparenz und Wettbe- 
werb und sieht unter ande- 
rem Bonusprogramme für 
Präventionsleistungen der 
Versicherten vor. Den Versi- 
cherten soll eine „angemes- 
sene Selbstbeteiligung" ab- 
verlangt werden, wobei ge- 
prüft wird, ob zahnmedizini- 
sche Leistungen mittelfristig 
vollständig über eine Privat- 
versicherung    abgegolten 
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Werden können. Für Einkom- 
mensschwache und Kinder 
soll es Schutzklauseln geben. 
Den Arbeitgeberanteil will 
die Union festschreiben, um 
ein „Signal der Verlässlich- 
keit" auszusenden. 

Detaillierte 
Vorstellungen 

Detaillierte Vorstellungen 
hat die Union auch bei der Ar- 
beitsmarktreform: Nach den 
Vorschlägen sollen betriebli- 
che Bündnisse für Arbeit er- 
möglicht werden. Das heißt, 
Betriebsräte und Unterneh- 
ffien sollen Vereinbarungen 
treffen dürfen, die von den 
Tarifverträgen abweichen, 
fries soll bis zum Ende der 
Laufzeit des jeweiligen Ta- 
rifvertrages möglich sein, 
ohne dass die Tarifvertrags- 
Parteien ein Vetorecht ha- 
ben. Dabei ist vor allem an 
die Situation in angeschla- 
genen Unternehmen ge- 
dacht. Hier waren Beleg- 
schaften in der Vergangen- 
heit oft bereit, Lohneinbußen 
hinzunehmen, um Arbeits- 
Plätze zu sichern. 

Arbeitnehmer sollen 
künftig bei Einstellung auf 
'hren Kündigungsschutz zu 
Gunsten fest vereinbarter 
Abfindungsregelungen 
verzichten können. Das soll 
die Einstellungschancen 
vergrößern. Am Status der 

bereits beschäftigten Ar- 
beitnehmer ändert sich 
nichts. Die Höhe der Abfin- 
dungen soll gesetzlich fi- 
xiert werden, erklärte An- 
gela Merkel. 

Steuerpaket 
zurückziehen 

Beim Thema Steuern er- 
neuerte die Union die For- 
derung an die Regierung, 
das Steuerpaket komplett 
zurückzuziehen. Angela 
Merkel bekräftigte, dass die 
Union das Steuerpaket von 
Hans Eichel im Bundesrat 
nicht mittragen und einen 
eigenen Vorschlag zur Kör- 
perschaftsteuer einbringen 
werde, falls Finanzminister 
Hans Eichel bis dahin sein 
Konzept nicht korrigiere. 
Die Federführung zur Aus- 
arbeitung einer eigenen 
Körper seh aft Steuer-Re- 
form habe Sachsens Mini- 
sterpräsident Georg Milb- 
radt, sagte die Fraktions- 
vorsitzende. 

Verantwortungslose 
Aussenpolitik 

Mit Blick auf die angeb- 
liche deutsch-französische 
Blauhelm-Initiative im Irak, 
die im Nachrichtenmagazin 
„Spiegel" lanciert wurde, 
sagte Merkel, es sei „dilet- 
tantisch und riskant", 
Außenpolitik über Zeitun- 
gen zu betreiben und nicht 
über die Diplomatie. Die 
Haltung der Bundesregie- 
rung in der Irak-Frage be- 
zeichnete die Fraktionsvor- 
sitzende als „verantwor- 
tungslos". Die fehlende Un- 
terstützung Berlins für eine 
NATO-Hilfe an die Türkei 
werde nicht dem Sachverhalt 
gerecht, dass lediglich ein 
Partner in der Militärallianz 
geschützt werden solle. Das 
Manöver schwäche außer- 
dem die Drohkulisse gegen 
Irak. Sie hoffe, um der 
NATO und um des Drohpo- 
tenzials willen, dass die Un- 
stimmigkeiten im Bündnis 
schnell beseitigt würden. 

In der Dokumentation finden Sie im Wortlaut: 
• Drei-Stufen-Plan für eine nationale Kraftan- 

strengung 
• Reformstau im Arbeitsrecht auflösen 

• Beschluss des Vorstands der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktiom zur Zukunft der gesetzlichen 
Krankenversicherung 
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ANGELA   MERKEL: 

Wir dürfen dem trügerischen Frieden 
der Gegenwart nicht trauen 

Eine eindeutige Position 
in der nationalen und in- 
ternationalen Debatte zur 
Irak-Krise hat Angela 
Merkel auf der Münchner 
Sicherheitskonferenz be- 
zogen. 

„Diktatoren    verstehen 
nur die Sprache der Bedro- 

hung." Wenn am Ende alle 
Versuche der UN fehl- 
schlügen, eine „friedliche 
Entwaffnung durchzusetzen 
und als letztes Mittel nur die 
angedrohten Zwangsmaß- 
nahmen verbleiben sollten, 
dann befürworten wir um 
der internationalen Sicher- 

heit und der Autorität der 
UN-Charta willen auch ein 
militärisches Vorgehen", 
machte Angela Merkel deut- 
lich. „Initiativen machen 
nur Sinn, wenn sie den 
Druck auf Iraks Präsidenten 
Saddam Hussein nicht weg- 
nehmen."  Deshalb müsste 

ANGELA   MERKEL 

Deutsche Haltung schwächt internationale 
Bemühungen zur Sicherung des Friedens 

Nachfolgenden Brief hat 
die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela 
Merkel, am 6. Februar an 
Bundeskanzler Gerhard 
Schröder gesandt: 

Sehr geehrter Herr 
Bundeskanzler, 
als erster Regierungs- 

chef eines Mitgliedsstaa- 
tes des Weltsicherheits- 
rates und erster europäi- 
scher Regierungschef ha- 
ben Sie sich in einer Wahl- 
kampfrede in Goslar vor 
gut zwei Wochen darauf 
festgelegt, eventuell er- 
forderliche militärische 
Zwangsmaßnahmen 

gegenüber dem Irak im 
Weltsicherheitsrat nicht 
mitzutragen. 

Sie haben diese Absicht 
in einer Pressekonferenz am 
Montag dieser Woche noch 
einmal wiederholt. Diese 
Haltung macht Sorge, weil 
sie die Glaubwürdigkeit 
der internationalen Be- 
mühungen um eine Ent- 
waffnung des Irak und eine 
nachhaltige Sicherung des 
Friedens schwächt. 

Ich möchte Sie deshalb 
nicht nur bitten, Ihre Hal- 
tung in der Sache noch ein- 
mal zu überdenken. Ich 
bitte   Sie   vielmehr  auch 

dringend, Ihre Auffassung 
in einer Regierungser- 
klärung vordem Deutschen 
Bundestag in der kommen- 
den Woche darzulegen. Es 
geht nicht an, dass der 
Deutsche Bundestag in die- 
ser wichtigen Angelegen- 
heit zum Zuschauer ge- 
macht wird. Er muss als Fo- 
rum der Nation Gelegen- 
heit erhalten, Ihre Auffas- 
sung authentisch und un- 
mittelbar zu erfahren und 
sich damit auseinanderzu- 
setzen. 

Mit freundlichen 
Grüßen 
Angela Merkel 
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sich Deutschland an einer 
eventuellen militärischen 
Operation „nach seinem 
Vermögen beteiligen." Da- 
zu würde der Verbleib der 
ABC-Spürpanzer in Kuwait 
und der von der Türkei 
erbetene Schutz durch Pa- 
triot-Luftabwehrraketen 
und AWACS-Flugzeuge 
zählen. 

Deutsche 
Staatsraison 

Angela Merkel kritisierte 
die Vorab-Festlegung der 
rot-grünen Bundesregie- 
rung, sich nicht an einer mi- 
litärischen Operation zu be- 
teiligen und sich unabhängig 
von weiteren Entwicklungen 
auf eine Ablehnung jeder Mi- 
•itärintervention im UN-Si- 
cherheitsrat festzulegen. Sie 
^ies darauf hin, dass die 
deutsche Regierung die UN- 
Resolution 1441 ausdrück- 
''ch begrüßt habe. Die Partei- 
vorsitzende kritisierte erneut 
scharf, dass die rot-grüne 
Bundesregierung schon vor 
dem Auftritt von US-Außen- 
uiinister Colin Powell vor 
dem UN-Sicherheitsrat am 
Mittwoch zuvor eine Unter- 
stützung für einen Militär- 
schlag weiterhin ausge- 
flossen hatte. „Es kann 
uicht sein, dass sich Deutsch- 
end einseitig festlegt." Es 
§ehöre      zur      deutschen 

„Staatsräson",  Sonderwege 
jeder Art zu vermeiden. 

Schlüsselfrage Irak 

Angela Merkel rief die 
Bundesregierung wegen ih- 
res strikten Neins zu einem 
Irak-Krieg auf, ihre „inneren 
Schwierigkeiten zu über- 
winden", um den „äußeren 
Interessen" nachzukommen. 
Die Frage, wie die Irak- 
Frage gelöst werde, sei die 
Schlüsselfrage für das künf- 
tige Verhältnis innerhalb der 
westlichen Bündnisse. Aus 
diesem Grund müsse der 
„politische Eiertanz" der 
Bundesregierung in den ver- 
gangenen Tagen endlich be- 
endet werden. Er habe nicht 
dazu beigetragen, das Ver- 
trauen in Deutschland zu 
stärken. Die transatlantische 
Partnerschaft stehe vor der 
schwersten Prüfung seit 
Anfang der 80er Jahre, ist 
sich Angela Merkel sicher. 
Deutschland und Europa 
könnten ihre Sicherheit nicht 
allein gewährleisten, son- 
dern seien auf die USA an- 
gewiesen. Die Europäer 
seien militärisch Jahrzehnte 
zurück und hätten nicht 
einmal den Willen, ihre 
Schwäche zu beheben. Des- 
halb sei es für die Europäer 
entscheidend, dass sich die 
NATO-Partner auf einander 
verlassen könnten. 

Getrennte 
Sicherheitszonen 

Der Kampf gegen Terror 
und Massenvernichtungs- 
waffen lasse sich nicht in 
getrennte Sicherheits-Zo- 
nen einteilen. Europakönne 
die militärische Verantwor- 
tung nicht einfach den 
USA zuschieben. Die Vor- 
sitzende der CDU Deutsch- 
lands ließ außer Zweifel, 
dass für die Union die enge 
Partnerschaft mit den USA 
ebenso eine „Grundessenz 
deutscher Staatsvernunft" 
sei wie die Europäische 
Union. 

Gegenseitiges 
Vertrauen 

Die CDU-Vorsitzende 
erinnerte daran, dass die 
Freiheit Deutschlands ganz 
wesentlich den USA zu ver- 
danken sei. Gleichwohl sei 
die deutsch-amerikanische 
Partnerschaft „vielleicht zu 
lange allein mit Dankbar- 
keit begründet" worden. 
Dankbarkeit sei eine wich- 
tige Kategorie, aber nicht 
die alleinige. Heute gehe es 
vielmehr auch um die Defi- 
nition eigener Interessen. 
Diese Definition könne 
aber nur auf der Grundlage 
gegenseitigen Vertrauens 
erfolgen. 
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ANGELA   MERKEL: 

Keine deutschen Sonderwege 
Folgende Rede hielt die 
Vorsitzende der CDU 
Deutschlands, Angela 
Merkel, auf der XXXIX. 
Münchner Konferenz für 
Sicherheitspolitik am 8. 
Februar 2003. 

Meine sehr geehrten 
Damen und Herren, 

als diese Konferenz vor 
einem Jahr zusammentrat, 
stand sie noch ganz unter 
dem Eindruck des 11. Sep- 
tembers. Die USA führten 
eine weltweite Anti-Terror- 
allianz an. Damals stand die 
Bedrohung klar vor unser 
aller Augen. Einigkeit und 
Entschlossenheit der inter- 
nationalen Staatengemein- 
schaft waren stark und sicht- 
bar. 

Wie sieht es heute, ein 
Jahr später aus? Die Bedro- 
hungslage scheint vielen un- 
klarergeworden zu sein. Die 
Einigkeit und Entschlossen- 
heit des 11. Septembers ist 
inzwischen schweren Zwei- 
feln und Spannungen ausge- 
setzt. Die Irak-Krise erhitzt 
die Gemüter und spaltet die 
Geister. Es geht um die 
Frage, erstens: Kann oder 
muss die Irak-Krise im Kon- 
text des Kampfes gegen den 
Terrorismus gesehen wer- 
den? Und Zweitens: Kann 

man von vorneherein be- 
stimmte Mittel der Reaktion 
ausschließen? Bei der Ant- 
wort auf diese Fragen ringt 
Europa um seine Hand- 
lungsfähigkeit. Die transat- 
lantische Partnerschaft steht 
auf dem schwersten Prüf- 
stand seit der Nachrüstungs- 
debatte Anfang der 80er 
Jahre des letzten Jahrhun- 
derts. 

Sicherheitspolitische 
Grundsätze 

Ich sage dazu: Es ist nicht 
der Tag, die Dinge schön zu 
reden. Man muss der Rea- 
lität ins Auge schauen, um 
die Gefahr zu erkennen und 
zu bannen. Denn bei der 
Auseinandersetzung über 
den richtigen Kurs im Irak- 
Konflikt geht es in Wahrheit 

um den nukleus unserer 
bisherigen sicherheitspoliti- 
schen Grundsätze. Es geht 
darum, die richtige Antwort 
auf zwei fundamentale Än- 
derungen der internationa- 
len Sicherheitslage seit dem 
Ende des Kalten Krieges zu 
geben. 

Erstens: An die Stelle 
eines weltumspannenden, 
aber berechenbaren Kon- 
fliktes zweier Supermächte 
und zweier Gesellschafts- 
entwürfe sind viele ver- 
schiedene, höchst unüber- 
sichtliche Krisenherde und 
eine einzige Supermacht ge- 
treten. Europa sucht in die- 
ser Welt seine Rolle. 

Zweitens: Fortschrei- 
tende Proliferation von Mas- 
senvernichtungswaffen und 
halbstaatlicher Terrorismus 
haben den Charakter von 
Vorbeugung und Verteidi- 
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gung wesentlich verändert. 
Es handelt sich um den größ- 
ten qualitativen Wandel seit 
der Erfindung der Nuklear- 
waffe vor über einem halben 
Jahrhundert. Das europäi- 
sche Denken sucht in dieser 
Welt neue Maßstäbe für er- 
laubte Gegenwehr. 

Konzepte 

Die suchenden Europäer 
treffen auf eine USA, die of- 
fenbar auf die neuen Gefah- 
ren besser vorbereitet ist. 
Europa und insbesondere 
Deutschland tun sich schwer 
mit der neuen Situation. 
Noch treibt uns zwar unser 
Instinkt und unser Selbst- 
verständnis dazu, gemein- 
same Antworten zu finden. 
Für dauerhaft tragfähige Lö- 
sungen müssen wir uns aber 
2ugleich nüchtern Rechen- 
schaft über unsere europäi- 
schen Interessen und Fähig- 
keiten ablegen. 

Welche Wege stehen Eu- 
r°pa zur Verfügung, um die 
eigene Sicherheit zu ge- 
währleisten und zugleich der 
Verantwortung für den inter- 
nationalen Frieden gerecht 
zu werden? Welches Kon- 
2ept kann selbst in so gefähr- 
lichen und komplexen Kri- 
senlagen wie dem Irak-Kon- 
flikt ehrlich bestehen? 

Machen wir einmal das 
Gedankenexperiment, dass 

Europa sich ein eigenständi- 
ges, umfassendes Sicher- 
heitssystem für alle Bedro- 
hungskonstellationen zu- 
legt. Europa hielte sein 
Schicksal dann weitgehend 
selbst in der Hand- im Guten 
wie im Schlechten. 

Konkret heißt das, dass 
ein funktionsfähiges, umfas- 
sendes Sicherheitssystem 
der Europäer zum einen eine 
gemeinsame Institution er- 
fordert, die gerade in Krisen- 
zeiten die volle Autorität zur 
politischen Führung besitzt. 
Zudem erfordert ein Sicher- 
heitssystem der Europäer 
eine allseits akzeptierte Defi- 
nition der Sicherheitsinteres- 
sen Europas- im geographi- 
schen wie wirtschaftlichen 
wie militärischen Sinne. 
Schließlich erfordert es 
starke einsatzfähige Schutz- 
instrumente, also die volle 
Bandbreite von modernen 
Streitkräften, Aufklärungs- 
mitteln und Diplomatie. 

Europäische 
Sicherheitspolitik 

Leider ist unschwer zu er- 
kennen, dass Europa von al- 
len drei Punkten- Institu- 
tion, Wille und Fähigkeit- 
Jahrzehnte entfernt ist. Die 
Entwicklung der letzten Wo- 
chen lassen dies selbst den 
größten Optimisten erken- 
nen. Ich will die Anstren- 

gungen der EU in der ESVP 
und beim Ringen um stär- 
kere außenpolitische Institu- 
tionen gar nicht gering schät- 
zen. Dennoch: Es wird in 
keiner europäischen Haupt- 
stadt bestritten, dass Europa 
mehr für die internationale 
Sicherheit tun muss. Aller- 
dings ist ebenso deutlich ge- 
worden, dass die Europäer 
den Status des global player 
in Sicherheitsfragen weder 
theoretisch anstreben noch 
praktisch in absehbarer Zeit 
umsetzten können. Schon 
mit den jetzigen Aufgaben 
ist Europa stark gefordert. 

Wenn aber Europa seine 
Sicherheit nicht im Allein- 
gang gewährleisten will und 
kann, dann bleibt als verant- 
wortliche Alternative nur 
das Eintreten in einen Si- 
cherheitsverbund. Auch das 
hat weitreichende Konse- 
quenzen. Als erstes muss der 
Sicherheitspartner sorgfäl- 
tig ausgewählt werden. In 
Frage kommt nur derjenige, 
der am ehesten unsere Inter- 
essen und unsere gesell- 
schaftlichen Grundüberzeu- 
gungen teilt. Das sind - bei 
allen Unterschieden - ganz 
ohne Zweifel die Vereinig- 
ten Staaten von Amerika, 
zusammen mit Kanada. 
Kein anderer Staat der Welt 
könnte einen auch nur halb- 
wertigen Ersatz bieten. 

Das westliche Europa be- 
findet sich zwar schon seit 
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1948 in einem Sicherheits- 
verbund, nämlich der NA- 
TO; bis zum Ende des Kalten 
Krieges handelte es sich de 
facto jedoch nicht um ein Sy- 
stem gegenseitiger Sicher- 
heit. Die Europäer waren 
vielmehr fast ausschließlich 
Importeur, die USA dagegen 
Exporteur von Sicherheit. 
Und die Deutschen wieder- 
um waren die größten Nutz- 
nießer des ganzen Systems. 

Vielfach ist beschrieben 
worden, dass mit der Ausru- 
fung des Bündnisfalles nach 
dem 11. September zugun- 
sten der USA das erste Mal 
die bisher lediglich theore- 
tisch angelegte Gegenseitig- 
keit der NATO zum Leben 
erweckt worden ist. Das 
wiederum zwingt auch 
Deutschland verstärkt, seine 
Rolle in Europa und der 
Welt neu zu definieren. 

Ich erwähne das, um eine 
weitere Konsequenz der 
neuen Zeit nach 1989 und 
nach dem 11. September 
deutlich zu machen: Wer 
sich auf einen Sicherheits- 
verbund einlässt, der kann 
die gemeinsame Sicherheit 
nicht mehr isoliert definie- 
ren. Das bedeutet nicht, dass 
man sich nicht auch auf Zo- 
nen der gemeinsamen Ver- 
antwortlichkeit und solche 
der vorrangigen Verant- 
wortlichkeit einer Seite ei- 
nigt. Die Abwehr der Gefah- 
renherde des internationalen 

Terrors, insbesondere in der 
Kombination mit Massen- 
vernichtungswaffen, lässt 
sich jedoch weder geogra- 
phisch noch politisch noch 
technischpraktisch in ge- 
trennte Verantwortungszo- 
nen einteilen. Sie sind im- 
manenter Teil der ganzen Si- 
cherheitspartnerschaft. 

Ob es uns gefällt oder 
nicht: Wenn der Partner im 
Sicherheitsverbund bedroht 
ist, dann ist das auch unsere 
Angelegenheit. Die Bedro- 
hung eines Partners, die Be- 
drohung der USA ist späte- 
stens am 11. September of- 
fenbar geworden. Sie ist 
real, nicht fiktiv. Auch die 
Bedrohung durch die Mas- 
senvernichtungswaffen von 
Saddam Hussein ist real, 
nicht fiktiv. Die aus dieser 
Bedrohung entstehende Ge- 
fahr kann uns alle treffen. 

Faire 
Aufgabentei lung 

Der transatlantische Si- 
cherheitsverbund kann in 
dieser Situation nur funktio- 
nieren, wenn sich die Partner 
auf eine kluge und faire Auf- 
gabenteilung verständigen. 
Klugheit bedeutet: Nicht je- 
der muss alles können, nein, 
jeder sollte seine besonde- 
ren Fähigkeiten einbringen. 
Fairness bedeutet, dass nicht 
die unangenehmen Aufga- 

ben bei einer Seite allein 
hängen bleiben. Das ist All- 
gemeingut, aber in diesen 
Monaten zeigt es sich, dass 
von der Erkenntnis bis zur 
Umsetzung noch ein weiter 
Weg zu gehen ist. 

Ich will auf zwei Dinge 
hinweisen, die mir dabei 
zentral erscheinen: Erstens 
macht mir der riesige Rück- 
stand der Europäer bei Auf- 
klärungsmitteln und Infor- 
mationstechnologie Sorge. 
Das Pentagon gibt für For- 
schung und Entwicklung 
rund vier Mal so viel aus wie 
alle Europäer zusammen (ca. 
40 Mrd. Dollar zu 10 Mrd. 
Dollar) und der amerikani- 
sche FuE-Auf wand ist damit 
fast doppelt so groß wie der 
gesamte deutsche Verteidi- 
gungsetat (ca. 40 Mrd. 
Dollar zu 24 Mrd. Dollar). 
Wir konstatieren einen tech- 
nologischen Abstand ge- 
genüber den USA von ca. 10 
Jahren. Das sind Welten. Die 
Europäer wissen viel zu we- 
nig, welche Gefahren sich in 
den Krisenherden der Welt 
entwickeln. Spätestens seit 
dem 11. September jedoch 
ist klar: Vorher-Wissen 
heißt Leben retten. 

Zweitens: Es gibt den be- 
kannten Satz über die 
zukünftige internationale 
Arbeitsteilung: „The US 
will fight, the UN will feed 
and the EU will fund." Wir 
Europäer sollten alles tun, 
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dass es dazu nicht kommt. 
Weder würde Europa da- 
durch wesentliche Mitspra- 
cherechte reklamieren kön- 
nen, noch würde es die Be- 
reitschaft der Amerikaner 
stärken, auf die Europäer zu 
hören. Eine solche Arbeits- 
teilung griffe das europäi- 
sche Selbstverständnis tief 
an. Aber das heißt dann im 
Umkehrschluss, dass Eu- 
ropa auch bereit sein muss, 
sich an militärischen Maß- 
nahmen als ultima ratio zu 
beteiligen. Teilhabe an Ent- 
scheidungen erfordert Teil- 
habe am Risiko. 

Eine kluge und faire Auf- 
gabenteilung ist nicht nur 
das Gebot im transatlanti- 
schen, sondern ebenso im in- 
nereuropäischen Verhält- 
nis. Vor einem Jahr habe ich 
ausführlich die schweren 
Versäumnisse dargestellt, 
die beim Umgang mit der 
Bundeswehr gemacht wor- 
den sind. Ich will sie nicht im 
Detail analysieren, denn ich 
müsste mich leider Punkt für 
Punkt wiederholen. Kein 
einziges Manko hat sich ver- 
bessert. 

Weigerung 

Der entscheidende Punkt 
bleibt ohnehin der gleiche: 
Die deutsche Bundesregie- 
rung weigert sich, aus ihren 
Unterschriften in Washing- 

ton (NATO 1999: Defense 
Capabilities Intitiative), 
Helsinki (EU/ESVP 1999: 
European Headline Goal) 
oder Prag (NATO 2002: 
Prague Capabilities Com- 
mitment) die politischen 
Konsequenzen zu ziehen. 
Sie tritt nicht vor die Bürger 
und wirbt nicht um Zustim- 
mung für mehr Mittel für die 
äußere Sicherheit. Das ein- 
wohnerreichste und wirt- 
schaftlich stärkste Land lei- 
stet den geringsten Beitrag. 
Deutschland ist mittlerwei- 
le Schlusslicht in Europa, 
wenn man von Island und 
Luxemburg absieht. Es ist 
keine Konstellation denk- 
bar, in der der europäische 
und der transatlantische Si- 
cherheitsverbund diese Si- 
tuation auf Dauer ohne 
Schaden überstehen kann. 

Deutschlands 
Interessen 

Was also sind vor diesem 
Hintergrund aus meiner 
Sicht Deutschlands Interes- 
sen und Deutschlands Ver- 
antwortung- auch ganz kon- 
kret mit Blick auf dem aktu- 
ellen Irak-Konflikt? 

Erstens: Auf dem Gipfel 
in Prag haben alle NATO- 
Mitglieder ihre Unterstüt- 
zung für die UN- Resolution 
1441 gegen den Irak erklärt- 
ohne  Vorbehalt  oder  Be- 

gleitbrief oder dergleichen. 
Die Resolution kündigt Sad- 
dam Hussein an, dass er bei 
weiterem Verstecken seiner 
Massenvernichtungswaffen 
als letztes Mittel mit mi- 
litärischen Zwangsmaßnah- 
men zu rechnen hat. Nur so- 
lange diese Drohung glaub- 
haft bleibt, besteht Hoff- 
nung auf ein rechtzeitiges 
Nachgeben Saddam Hus- 
seins. Wer nach der Zustim- 
mung zu 1441 erklärt, die 
Drohung dürfe nicht ernst 
gemeint sein, der ermutigt 
den Diktator und macht im 
Ergebnis nicht den Frieden 
sicherer, sondern den Krieg 
wahrscheinlicher. Das ist 
unverantwortliche Politik 
und nicht in deutschem In- 
teresse. 

Zweitens: Ich begrüße 
jedes politische Vorhaben, 
dass die USA auf dem Weg 
des Multilateralismus hält. 
Auch die größte Supermacht 
wird auf Dauer auf verlässli- 
che Partner und ein interna- 
tionales Regelwerk ange- 
wiesen sein. 

Wer aber für den multila- 
teralen Weg wirbt, der darf 
wie Deutschland nicht als 
erstes für sich selbst den 
multilateralen Weg aussch- 
ließen. Der Vorwurf des Al- 
leinganges trifft den Absen- 
der. Wer ohne Konsultation 
den Kurs verkündet, die Hal- 
tung aller anderen Länder 
und damit auch die der eu- 
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ropäischen Partner sei letzt- 
lich irrelevant, der vergeht 
sich an der europäischen Ei- 
nigung. Die europäische Ei- 
nigung und die Absage an 
Sonderwege jedweder Art 
aber ist die raison d'etre des 
demokratischen Deutsch- 
lands nach der Katastrophe 
des Zweiten Weltkriegs. 

„Brief der Acht" 

Wer den Brief der Acht 
kritisiert, der sollte Ursache 
und Wirkung sorgfältig aus- 
einander halten. Ich sage 
nachdrücklich für die CDU: 
Unter unserer Regierungs- 
verantwortung hätte Deutsch- 
land den Brief der Acht un- 
terzeichnet. Aber ich füge 
hinzu: Mit einer Politik in 
der Tradition Helmut Kohls 
wäre es erst gar nicht zu die- 
ser Situation gekommen. 

Drittens: Wer militäri- 
sche Zwangsmaßnahmen 
gegen den Irak auf jeden Fall 
ausschließt und versucht, 
den Gang der Dinge in diese 
Richtung zu lenken, der 
muss auch bereit sein, die 
Verantwortung für den Fall 
zu übernehmen, dass seine 
Politik der rein politischen 
Eindämmung fehlschlägt. 
Für mich ist dabei offen- 
sichtlich, dass die radikalen 
Kritiker des amerikanischen 
Weges im Irak-Konflikt 
nicht in der Lage sind, die 

volle Verantwortung für die 
möglichen Folgen ihres Tun 
und Lassens zu überneh- 
men. Ich sage ganz deutlich: 
Das kann für mich keine ver- 
antwortliche Politik sein. 

Für die Union in Deutsch- 
land gilt deshalb: Die UNO 
ist der Ort der Entscheidun- 
gen. Wir unterstützen den 
Weg, den der UN-Sicher- 
heitsrat mit der Resolution 
1441 beschlossen hat, ohne 
jeden Vorbehalt. Wir sehen, 
dass die Bedrohung, die von 
Saddam Hussein für den 
Weltfrieden ausgeht, trotz 
der Inspektionen zurzeit im- 
mer noch nicht beseitigt ist. 
US-Außenminister Powell 
hat das am Mittwoch im UN- 
Sicherheitsrat überzeugend 
dargelegt. Wir halten es für 
zwingend, dass die USA und 
ihre Verbündeten alle Mög- 
lichkeiten zu einer friedli- 
chen Entwaffnung Saddam 
Husseins ausnutzen. 

Militärisches 
Vorgehen 

Wenn am Ende aber die 
friedliche Entwaffnung fehl- 
schlagen und als letztes Mit- 
tel nur die angedrohten 
Zwangsmaßnahmen ver- 
bleiben sollten, dann befür- 
worten wir um der interna- 
tionalen Sicherheit und der 
Autorität der UN-Charta 
willen auch ein militärisches 

Vorgehen. Deutschland soll- 
te sich in diesem Fall nach 
seinem Vermögen und in eu- 
ropäischer und transatlanti- 
scher Abstimmung beteili- 
gen. Das bedeutet, dass auf 
jeden Fall die ABC- Spürp- 
anzer in Kuwait die dortigen 
US-Truppen schützen und 
die Türkei den erbetenen 
Schutz mit AWACS-Flug- 
zeugen und Patriot-Luftab- 
wehrraketen erhält. 

Meine Damen und Her- 
ren, wir alle sind uns be- 
wusst, dass jeder Weg in der 
Irak-Krise große Risiken 
birgt. Es handelt sich um 
eine sehr, sehr schwere Ab- 
wägungsfrage. Niemand 
sollte dem anderen Beden- 
kenlosigkeit unterstellen. 
Der Frieden ist ein überra- 
gendes Gut. Aber man darf 
auf keinen Fall den ge- 
schützten Frieden der Zu- 
kunft gegen den trügeri- 
schen Frieden des Tages ein- 
tauschen. Deshalb wird in 
den nächsten Jahren vor uns 
allen die Aufgabe liegen, auf 
die neuen Bedrohungen un- 
serer Zeit die angemessene 
Antwort im Rahmen des 
Völkerrechts zu finden und 
zu geben. 

Lassen Sie mich zum 
Schluss noch eine persön- 
liche Bemerkung zum 
deutsch-amerikanischen Ver- 
hältnis machen. Für mich ist 
die enge Partnerschaft und 
Freundschaft mit den Verei- 
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nigten Staaten von Ameri- 
ka ebenso eine Grundessenz 
deutscher Staatsvernunft, 
wie es die europäische Inte- 
gration ist. Die Partei, die ich 
führe, hat nicht vergessen, 
dass mein Land Freiheit, 
Frieden und Einheit ganz we- 
sentlich dem Engagement 
und dem Vertrauen der 
USA in das demokratische 
Deutschland verdankt. 

Deutsch- 
Amerikanische 
Partnerschaft 

Ich sage aber auch, dass 
die deutsch-amerikanische 
Partnerschaft zu lange allein 
rriit Dankbarkeit begründet 
Wurde. Dankbarkeit ist eine 
wichtige Kategorie, aber 
nicht die alleinige. Heute 
geht es vielmehr auch um die 
Definition eigener Interes- 
sen. Diese Definition kann 
für mich nur auf der Grund- 
lage gegenseitigen Vertrau- 
ens erfolgen. Daraufhat US- 
Außenminister Powell in 
seiner Rede beim World 
Economic Forum in Davos, 
das unter dem Titel „Buil- 
ding Trust" stand, zu Recht 
hingewiesen. 

Vertrauen und die Defini- 
tion eigener Interessen- bei- 
des ist mir gerade mit Blick 
auf die junge Generation 
Wichtig, die die Schrecken 
des Zweiten Weltkrieges nur 

WILLI   HAUSMANN: 

CDU wird Verfassungs- 
beschwerde einlegen 

Zum Beschluss 
des Bundesver- 
waltungsgerichts 
teilte der CDU- 
Bundesgeschäfts- 
führer am 11. Feb- 
ruar in Berlin mit: 

Das Bundesver- 
waltungsgericht hat ent- 
schieden, keine Revision 
gegen das höchst umstrit- 
tene Urteil des Oberverwal- 
tungsgerichts Berlin zuzu- 
lassen, das in Folge von Fi- 
nanztransaktionen des 
CDU-Landesverbandes 
Hessen zustande gekom- 
men ist. Das Gericht be- 
gründet seine Entscheidung 
damit, dass eine neue ge- 
setzliche Regelung der Par- 

noch aus den Geschichts- 
büchern kennt. Und beides ist 
mir gerade auch mit Blick auf 
die junge Generation in Ost- 
deutschland wichtig, die die 
Freundschaft mit den Verei- 
nigten Staaten von Amerika 
persönlich erst seit gut einem 
Jahrzehnt erfahren und erle- 
ben kann. 

Meine Damen und Her- 
ren, ich bin überzeugt da- 
von, dass in diesem Geiste 
die nächsten Schritte für die 

teienfinanzierung 
in Kraft getreten 
ist. Diese Entschei- 
dung ist umso be- 
dauerlicher, als 
nach dieser neuen 
Regelung gegen 
die CDU eine sol- 

che Sanktion nicht verhängt 
werden könnte. 

Das Bundesverwal- 
tungsgericht hat keine Ent- 
scheidung in der Sache ge- 
troffen, sondern nur pro- 
zessuale Abläufe formal 
geprüft. Deshalb wird die 
CDU nunmehr eine inhalt- 
liche Überprüfung des 
OVG-Urteils durch eine 
Verfassungsbeschwerde 
herbeiführen. 

Lösung des Irak-Konfliktes 
in gemeinsamer Abstim- 
mung gegangen werden 
müssen. Und ich bin auch 
überzeugt davon, dass in 
diesem Geiste die transat- 
lantische Partnerschaft auch 
in Zukunft zum Wohle der 
Menschen gestaltet werden 
kann. Eine verantwortbare 
Alternative zu diesem Weg 
gibt es nicht. 

Ich danke Ihnen. 
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ANGELA   MERKEL 

Rot-Grüne Regierung macht 
Irak-Krieg wahrscheinlicher 

Mit scharfen Attacken hat 
Angela Merkel auf die 
Regierungserklärung des 
Bundeskanzlers in der 
Irak-Debatte reagiert. 

Die Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion hat Gerhard Schröder 
im Bundestag vorgeworfen, 
„die Opposition dieses Lan- 
des als Kriegstreiber zu ver- 
leumden." Niemand wolle 
die letzte Chance auf eine 
friedliche Lösung aus der 
Hand geben. Der Bundes- 
kanzler habe dies im Gegen- 
teil mit seinem außenpoliti- 
schen Kurs nicht unwahr- 
scheinlicher, sondern wahr- 
scheinlicher gemacht, weil 
der Druck auf Saddam Hus- 
sein vermindert worden sei, 
sagte Angela Merkel bei der 
Irak-Debatte im Bundestag. 

Wegen seiner Vorfestle- 
gung zu einer Abstimmung 
im UN-Sicherheitsrat habe 
der Bundeskanzler nicht 
mehr die „innere Freiheit", 
verantwortliche Entschei- 
dungen im Rahmen der in- 
ternationalen Staatenge- 
meinschaft zu treffen. „Für 
diese außenpolitische Unzu- 
verlässigkeitwerden wir bit- 
ter bezahlen müssen." Denn 
der Kanzler setze durch sei- 

nen „Mangel an Autorität" 
die Europäische Union und 
die Nato aufs Spiel. „Sie sind 
auf einem Irrweg und das 
seit Wochen", kritisierte 
Angela Merkel. Die Bun- 
desregierung habe sich mit 
ihrer Vorfestlegung zu ei- 
nem Irak-Krieg aus der 
außenpolitischen Tradition 
der Bundesrepublik verab- 
schiedet. Mit seinem Ver- 
halten habe Gerhard Schrö- 
der die Gemeinsamkeit von 
Konrad Adenauer über Willy 
Brandt, Helmut Schmidt bis 
Helmut Kohl „Nie wieder 
Krieg, nie wieder ein deut- 
scher Sonderweg" aufgege- 
ben. Die rot-grüne Bundes- 
regierung habe mit diesem 
Verhalten schweren außen- 
politischen Schaden ange- 
richtet. 

Sackgasse 

Mit Blick auf den Streit 
zwischen Deutschland und 
den USA kritisierte Angela 
Merkel die rot-grüne Bun- 
desregierung. „Sie schüren 
seit dem Bundestagswahl- 
kampf ganz subtil einen be- 
stimmten Antiamerikanis- 
mus", sagte die CDU-Vor- 

sitzende an Gerhard Schrö- 
der gewandt und verwies auf 
dessen Wahlkampfrede in 
Goslar, dass Deutschland 
nicht für Abenteuer bereit 
stehe. Weiter sagte sie, die 
Union werde nicht mitma- 
chen, wenn die Regierung 
versuche, die deutsch-fran- 
zösische Freundschaft gegen 
die transatlantische Partner- 
schaft auszuspielen. Gerhard 
Schröder habe mit seinem 
Irak-Kurs Deutschland in 
eine Sackgasse manövriert. 
Mit seinen „Teilbündnis- 
sen" mit anderen Ländern 
schwäche der Kanzler die 
EU, NATO und die Ar- 
beit der UN-Waffeninspek- 
teure. 

Merkel bekräftigte die 
Position der Union, dass als 
letztes Mittel auch der Ein- 
satz von Gewalt gegen Irak 
notwendig sein könne. „Wir 
dürfen militärische Mittel 
als letztes Mittel nicht aus- 
schließen, weil sich sonst 
Saddam Hussein keinen 
Millimeter bewegen wird." 

Die Rede im Wort- 
laut wird in der 

Dokumentation des 
UiD Nr.6 abgedruckt. 
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BERND   NEUMANN: 

Große Koalition fortsetzen 
Nur wenige Monate vor der 
Bürgerschaftswahl am 25. 
Mai in Bremen sprach sich 
Bernd Neumann auf dem 
inzwischen zum traditio- 
nellen Großereignis in der 
Hansestadt gewordenen 
15. Neujahrsempfang der 
Bremer CDU für die Fort- 
setzung der großen Koali- 
tion aus: „Wir stehen un- 
eingeschränkt zu dem er- 
folgreichen Regierungs- 
bündnis". 

In seiner Begrüßung zu 
einem der größten Neujahrs- 
empfängederCDU Deutsch- 
lands forderte der Landes- 
vorsitzende der Bremer CDU 
die Koalitionsparteien dazu 
auf, trotz des beginnenden 
Wahlkampfes fair mitein- 
ander umzugehen, denn es 
nütze niemandem, wenn 
sich der eine Partner auf Ko- 
sten des anderen profiliere. 

Große 
Koalition 

Für das Land Bremen 
habe sich die Große Koali- 
tion ausgezahlt. Die Sanie- 
rung von Finanzen und Ar- 
beitsmarkt sei in den vergan- 
genen Jahren vorangekom- 
men, aber noch nicht been- 
det. „Wir sind noch lange 

Bürgermeister Hartmut Perschau, Peter Müller, Bernd Neumann, Jens Eckhoff 

nicht am Ziel. Deshalb gibt es 
keine Alternative zu dieser 
starken Großen Koalition", 
unterstrich Bernd Neumann. 
Gleichzeitig warnte er vor ei- 
ner rot-grünen Koalition. 
„Die chaotische und ver- 
trauen-zerstörende Regie- 
rungspolitik auf Bundesebe- 
ne sollte allen ein warnendes 
Beispiel sein." Was einen 
möglichen anderen Koaliti- 
onspartnerbetrifft, so machte 
Neumann deutlich, dass er 
den Liberalen in Bremen und 
Bremerhaven keine Chancen 
einräumt: „Die Bremer FDP 
ist persönlich und inhaltlich 
ausgezehrt, und es hat sie in 
den vergangenen Jahren 
auch niemand vermisst." 

Dem saarländischen Mi- 
nisterpräsident, Peter Mül- 
ler,    der   als   diesjähriger 

Hauptredner zum Neujahrs- 
empfang eingeladen war, 
wurde ein herzlicher Emp- 
fang bereitet. Die rund 3000 
Gäste verfolgten aufmerk- 
sam den klaren Forderungen 
u.a. nach tief greifenden Re- 
formen der sozialen Siche- 
rungssysteme und dem Ap- 
pell, dass Deutschland weni- 
ger Steuern und nicht mehr 
Steuern benötigt, um wieder 
Arbeitsplätze zu schaffen. 
„Es besteht dringender 
Handlungsbedarf', forderte 
Peter Müller eindringlich, 
und die Gäste stimmten ihm 
begeistert zu. 
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11.   BERLINER   THEOLOGISCHES   GESPRäCH 

„Lufthoheit über den Kinderbetten" 
Die empörende Äußerung 
des SPD-Generalsekretärs 
Olaf Scholz wurde vom 
EAK der CDU/CSU zum 
Anlass genommen, sich der 
Frage zu widmen: „Wer 
erzieht unsere Kinder?" 
„Wie ist es um die öffentli- 
che und /oder private Kin- 
dererziehung im gesamtge- 
sellschaftlichen Kontext 
bestellt?" 

Die parlamentarische Ge- 
schäftsführerin der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, 
Ilse Falk, entlarvte das Ziel 
sozialdemokratischer Fami- 
lienpolitik, welche also die 
Lufthoheit über den Kinder- 
betten erobern wolle. Es wer- 
de der Anspruch deutlich, El- 
tern von eben diesen Kinder- 
betten abdrängen zu dürfen, 
um von Staats wegen über 
das Wohl und Wehe heran- 
wachsender Kinder zu be- 
stimmen. 

Die Union, so Falk, stelle 
sich jedoch der politischen 
Herausforderung, die Kin- 
derbetreuung unter dem Ge- 
sichtspunkt von Vereinbar- 
keit von Familie und Beruf 
auszugestalten. Der EAK- 
Bundesvorsitzende Jochen 
Borchert machte in seiner In- 
tervention deutlich, ein Kö- 
nigsweg sei noch nicht ge- 
funden, die politische Ver- 

antwortung sehe er aber in 
der Herstellung eines Kli- 
mas, in dem sich eine kinder- 
und familienfreundliche Ge- 
sellschaft entwickeln könne, 
die auch die Vielfalt des 
Frauenbildes akzeptiere. Er- 
schreckende Umfrageer- 
gebnisse in einer viel gelese- 
nen Frauenzeitschrift, nach 
der 72,2 % der Leserschaft 
der Bundesrepublik kin- 
derfeindliche Verhältnisse 
attestieren, beschrieben das 
Problem sehr eindrücklich. 

„PISA fängt auch in der 
Familie an!" - damit be- 
schrieb Ilse Falk die Notwen- 
digkeit einer vernünftigen 
Primärerziehung durch das 
Elternhaus, welche später 
den Erziehenden, gleich ob in 
der Kita oder in der Schule, 
ihre Aufgabe beträchtlich er- 
leichtern würde. Eltern seien 
ihren Kindern Vertrauens- 
person, Freund, aber auch 
Vorbild und Orientierung. 
Anders als noch zu Zeiten der 
antiautoritären Erziehung 
bestehe heute auch wieder 
ein selbstverständlicheres 
Verhältnis von Eltern zur 
Normsetzung und der Ver- 
bindung zwischen Freiheit 
und Verantwortung zwi- 
schen Rechten und Pflichten. 

Die Verantwortung für 
die Entwicklung ihrer Kin- 

der könne den Eltern nie- 
mand abnehmen. Gerade die 
ersten Lebensjahre seien für 
die emotionale und intellek- 
tuelle Entwicklung des Kin- 
des entscheidend. Eltern 
seien die ersten und damit 
wichtigsten Bezugsperso- 
nen ihrer Kinder. 

Einig waren sich die Re- 
ferentinnen über die unbe- 
dingte Notwendigkeit fami- 
lienunterstützender Einrich- 
tungen. Der steigenden Er- 
werbsquote von Frauen wird 
das derzeitige Angebot nicht 
gerecht. Längst nicht allen 
Eltern sei der Rückgriff auf 
private Betreuungsangebote, 
wie beispielsweise den 
Großeltern möglich, ohne 
dass ein ausreichendes Ganz- 
tagesangebot existiere. 
Letztlich hätten Eltern, die 
über kein familiäres Netz- 
werk in unmittelbarer räum- 
licher Nähe verfügen, große 
Probleme. Gerade Alleiner- 
ziehende oder Eltern, die dar- 
auf angewiesen sind, ge- 
meinsam zum Lebensunter- 
halt beizutragen, müssen 
demnach Hilfsangebote 
durch das öffentliche Erzie- 
hungssystem erhalten. Dabei 
müssen diese Angebote 
staatlicher Kinderbetreuung 
unzweifelhaft noch flexibler 
werden. 
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FRIEDBERT   PFLüGER: 

Massenvernichtungswaffen des Irak 
Dokumentation des außen- 
politischer Sprechers der 
CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion und Mitglied des 
CDU-Bundesvorstandes: 

Zwischen den USA und 
Deutschland gibt es einen er- 
heblichen Unterschied in der 
Analyse der Bedrohung, die 
von den Massenvernich- 
tungswaffen des Irak aus- 
geht. Die Amerikaner treibt 
die Sorge um, dass sich der 
' 1. September wiederholen 
konnte, diesmal mit Massen- 
vernichtungswaffen. In 
Deutschland hat die Bundes- 
regierung bisher vermieden, 
unsere Öffentlichkeit über 
die enorme Bedrohung zu in- 
formieren, bzw. verharmlost 
sie die Gefahr, die sich in Zu- 
kunft aus der Verbindung 
von Terror und Massenver- 
nichtungswaffen ergibt. Mit 
dieser Dokumentation geben 
wir aus offenen Quellen die 
yorhandenen Fakten weiter. 

* Nach Angaben von UN- 
Chefinspektor   Hans   Blix 

(Bericht vor dem UN-Si- 
cherheitsrat am 27.1.03) 
gibt es „nachhaltige Hin- 
weise" darauf, dass der Irak 
mehr Anthrax (Milzbrand- 
Erreger) produziert hat als er 
gegenüber den UN-Inspek- 
toren angegeben hat und 
dass er „einiges davon" ver- 
steckt hat. Zudem habe der 
Irak 650 kg Nährmittel zur 
Herstellung von Milzbrand- 
Bakterien nicht deklariert. 
„Ich stelle fest, dass die 
Menge der fraglichen Nähr- 
mittel ausreichend wäre, um 
beispielsweise ca. 5000 Li- 
ter konzentriertes Anthrax 
herzustellen."(Blix) Präsi- 
dent Bush sprach in seiner 
Rede zur Lage der Nation 
(28.1.03) von 25.000 Litern 
Anthrax. „Diese Dosis 
reicht aus, um mehrere Mil- 
lionen Menschen zu töten." 
• Zudem hat Präsident Bush 
in seiner Rede zur Lage der 
Nation gesagt: „Die Verein- 
ten Nationen sind zu dem Er- 

gebnis gekommen, dass Sad- 
dam Hussein ausreichend 
Material hat, um mehr als 
38.000 Liter Botulinum-To- 
xin herzustellen. Das reicht 
aus, um Millionen von Men- 
schen durch Atemversagen 
zu töten. Er hat über dieses 
Material keine Rechenschaft 
abgelegt. Er hat keine Be- 
weise für seine Zerstörung 
vorgelegt". 
• Bundesgesundheitsmini- 
sterin Ulla Schmidt hat am 
13. November 2002 vor dem 
Haushaltsausschuss (laut 
Protokoll) gesagt: „Es sei 
davon auszugehen, dass 
Staaten wie Nordkorea oder 
Irak über (Pocken-)Viren- 
stämme verfügten, weshalb 
es eine potenzielle Bedro- 
hung gebe. ... Deshalb sei 
auch die Gefahr nicht auszu- 
schließen, dass sich jemand 
selbst infizieren könne, um 
als Selbstmordattentäter zu 
fungieren." Mit dieser po- 
tenziellen Verbindung von 
Terror und Massenvernich- 
tungsmitteln begründete die 
Bundesministerin ihre Bitte 
an den Haushalt-Ausschuss, 
Gelder für die Anschaffung 
von Pocken-Impfstoff frei- 
zugeben. 
• Der Irak hatte Ende der 
1990er Jahre mehrere mo- 
bile   Biowaffenlabors.   Sie 
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sind dazu bestimmt, bakteri- 
elle Kampfstoffe zu produ- 
zieren und können von Ort 
zu Ort bewegt werden, um 
den Inspektoren zu entge- 
hen. Der Irak hat keinen Be- 
weis für die Zerstörung die- 
ser Einrichtung vorgelegt. 
(Britischer Regierungsbe- 
richt „Iraks Massenvernich- 
tungswaffen" vom Septem- 
ber 2002, Bush's Rede zur 
Lage der Nation, Focus). 
• Blix weist in seinem Be- 
richt darauf hin, dass die 
UN-Inspektoren „über In- 
formationen verfügen", 
dass der Irak das Nervengift 
VX nicht - wie behauptet - 
vernichtet habe und dass es 
„Hinweise gibt, dass das 
Nervengift in Waffen einge- 
baut wurde". Auch sei un- 
klar, was mit den chemi- 
schen Vorstufenprodukten 
zu VX geschehen sei. 
• Präsident Bush sprach da- 
von, die amerikanischen 
Geheimdienste seien der 
Meinung, „dass Saddam 
Hussein über das Material 
verfügt, um 500 Tonnen Sa- 
rin, Senfgas und VX zu pro- 
duzieren. In solchen Men- 
gen können diese chemi- 
schen Stoffe auch Tausende 
und Abertausende töten." 
(Rede zur Lage der Nation) 
• Blix weist daraufhin, dass 
es in der Deklaration des 
Irak zu seinen Chemiebom- 
ben eine Differenz von 
6.500 Bomben mit chemi- 

schen Kampfstoffen gibt. 
Aus einem Dokument der 
irakischen Luftwaffe ergebe 
sich, dass 13.000 Bomben 
mit chemischen Kampfstof- 
fen im Zeitraum 1983 bis 
1988 abgeworfen worden 
seien, wohingegen der Irak 
verbindlich erklärt habe, in 
diesem Zeitraum seien 
19.500 verbraucht worden. 
„Die Gesamtmenge der in 
diesen Bomben enthaltenen 
chemischen Kampfstoffe 
beliefe sich auf 1000 Ton- 
nen. Solange gegenteiliges 
Beweismaterial fehlt, müs- 
sen wir davon ausgehen, 
dass es bis jetzt keinen 
Nachweis über den Verbleib 
dieser Mengen gibt." 
• Der Irak verfügt über 
Pläne zum Einsatz chemi- 
scher und biologischer Waf- 
fen, einige dieser Waffen 
sollen innerhalb von 25 Mi- 
nuten einsatzbereit sein 
(Britischer Regierungsbe- 
richt „Iraks Massenvernich- 
tungswaffen" vom Septem- 
ber 2002). 

• Der Irak hat sich heimlich 
um Technik und Material für 
eine mögliche Produktion 
von Atomwaffen bemüht, er 

könnte innerhalb von 2 Jah- 
ren in der Lage sein, Atom- 
waffen zu bauen, sofern er 
an spaltbares Material 
kommt (Britischer Regie- 
rungsbericht „Iraks Massen- 
vernichtungswaffen" vom 
September 2002). 
• Der Irak hat sich um be- 
deutende Mengen von Uran 
aus Afrika bemüht, obwohl 
er nicht über ein Programm 
zur zivilen Nutzung von 
Atomkraft verfügt (Briti- 
scher Regierungsbericht 
„Iraks Massenvernichtungs- 
waffen" vom September 
2002). 

Der  Irak   hat  seine 
Fähigkeiten   bei 

Raketen   und  Trä- 
gern  ausgebaut 

• Der Irak hat die Abwe- 
senheit der Waffeninspekto- 
ren zwischen Ende 1998 und 
Ende 2002 dafür genutzt, il- 
legal die Reichweite seiner 
Raketen über das von den 
Vereinten Nationen erlaubte 
Limit von 150 km zu erwei- 
tern. Blix sagt in seinem Be- 
richt: „Beide Raketen (vom 
Typ Al Samud II und Al Fa- 
tah) haben in Tests die er- 
laubte Reichweite von 150 
km überschritten; die Al Sa- 
mud II erreichte 183 km, die 
Al Fatah 161 km. Von bei- 
den Raketentypen wurden 
bereits einige Exemplare an 
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die irakischen Streitkräfte 
geliefert, obwohl es (von ira- 
kischer Seite) heißt, dass die 
Entwicklung noch nicht ab- 
geschlossen sei." 
• Blix weist weiterhin dar- 
aufhin, dass der Irak die In- 
frastruktur der Raketenher- 
stellung neu aufbaut. Insbe- 
sondere hat der Irak eine 
Reihe von Gussformen neu 
gebaut, die zuvor unter Auf- 
sicht von UNSCOM zerstört 
Worden waren. „Egal für 
Welche Raketensysteme 
diese Gussformen gedacht 
sind, es ließen sich damit 
Antriebsmotoren für Rake- 
ten herstellen, die erheblich 
größere Reichweiten 
zurücklegen könnten als die 
zulässigen 150 km." 
• Blix berichtet, dass der 
Irak in jüngerer Zeit unter 
Umgehung der UN-Sank- 
tionen illegal Chemikalien 
für Raketentreibstoffe, 
Testinstrumente sowie Leit- 
und Kontrollsysteme und 
380 Raketenmotoren impor- 
tiert hat. 
* Blix äußert zudem „er- 
hebliche Zweifel", ob der 
lrak alle Scud-Raketen ab- 
gerüstet hat, wozu er nach 
dem Ende des Golfkrieges 
durch UN-Resolutionen 
verpflichtet wurde. 
* Der Irak hat sich illegal bis 
Zxi 20 Raketen vom Typ Al- 
Hussein mit einer Reich- 
weite von 650 Kilometern 
angeschafft, die chemische 

oder biologische Waffen be- 
fördern können (Britischer 
Regierungsbericht vom 
September 2002 „Iraks 
Massenvernichtungswaf- 
fen"). Mit dieser Reichweite 
können nicht nur die Nach- 
barstaaten, sondern auch Is- 
rael, Ägypten (Kairo) oder 
Zypern (u.a. die britischen 
Streitkräfte dort) erreicht 
werden. 
• Der Irak hat einen neuen 
Prüfstand zur Entwicklung 
von Raketen entwickelt, die 
eine Reichweite von ca. 
1000 Kilometern haben 
würden und damit Grie- 
chenland, die Türkei, die ira- 
kischen Nachbarn im Golf 
sowie Israel erreichen könn- 
ten. Diese Raketen könnten 
innerhalb von 5 Jahren ver- 
fügbar sein (Britischer Re- 
gierungsbericht „Iraks Mas- 
sen Vernichtungswaffen" 
vom September 2002). 
• Der Irak hat Düsen- 
Schulflugzeuge vom Typ L- 
29 zu unbemannten, fernge- 
lenkten Trägern umgebaut, 
die zum Einsatz von chemi- 
schen und biologischen 
Waffen genutzt werden kön- 
nen (Britischer Regierungs- 
bericht „Iraks Massenver- 
nichtungswaffen" vom Sep- 
tember 2002). 

Es ist nicht die Gier nach 
Öl, die die Amerikaner 
treibt, Saddam Hussein zu 
entwaffnen, es ist die Sorge 
vor einer Wiederholung des 

11. September 2001 - dies- 
mal mit Massenvernich- 
tungswaffen. Es geht um 
Frieden für die Menschen 
am Golf, aber es geht auch 
um die Entwaffnung des 
Irak für die Sicherheit unse- 
rer Bürger in Deutschland. 

ERWIN   MARSCHEWSKI 

SUSANNE   JAFFKE: 

Versöhnungsarbeit 
der Heimatvertrie- 
benen muss gsi- 

chert werden 

Zu den im Rahmen der Be- 
richterstattergespräche 
vorgenommenen Kürzun- 
gen durch die rot-grüne 
Bundesregierung im Haus- 
haltstitel zur „Unterstüt- 
zung von Maßnahmen der 
Vertriebenen zur Förde- 
rung des friedlichen Mit- 
einanders" erklären der 
Vorsitzende der Arbeits- 
gruppe „Vertriebenen und 
Flüchtlinge" und die zu- 
ständige Berichterstatterin 
im Haushaltsausschuss: 

Seit Jahrzehnten leisten 
die deutschen Heimatver- 
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triebenen und ihre Organisa- 
tionen eine vorbildliche 
grenzüberschreitende Ver- 
ständigungs- und Versöh- 
nungsarbeit, gemeinsam mit 
den Menschen in unseren 
östlichen Nachbarstaaten 
und in den Staaten Mittel- 
und Osteuropas. Dadurch 
konnte ein wichtiger Beitrag 
geleistet werden, die tiefen 
Gräben zu überwinden, die 
in der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts durch Krieg, 
Flucht und Vertreibung und 
die damit verbundenen bit- 
teren historischen Erfahrun- 
gen zwischen den Völkern 
gerissen wurden. 

Durch ihre Arbeit haben 
sich die heimatvertriebenen 
Deutschen und ihre Organi- 
sationen, hüben wie drüben, 
große Anerkennung über 
viele Jahre erworben. Diese 
wichtige Verständigungs- 
und Versöhnungsarbeit 
darf, gerade vordem Hinter- 
grund der bevorstehenden 
Osterweiterung der Eu- 
ropäischen Union, nicht in 
Gefahr geraten. 

Diese wichtige Arbeit 
der Heimatvertriebenen an- 
erkennend hat der Innenaus- 
schuss des Deutschen Bun- 
destages im Rahmen der 
Haushaltsberatungen den 
dafür vorgesehenen Etatan- 
satz von 2,383 Mio. € im 
Etatplan des Bundesmini- 
steriums des Innern unange- 
tastet  gelassen.   Nachträg- 

lich hat die rot-grüne Bun- 
desregierung nun eine Kür- 
zung dieser Position um 
über 20 %, um 500.000 €, 
vorgenommen. Würde die- 
ses Vorhaben der rot-grünen 
Bundesregierung Wirklich- 
keit werden, so würde die 
wichtige grenzüberschrei- 
tende Projektarbeit der ge- 
förderten Verbände in Ge- 
fahr geraten. 

Kürzungen 

In diesem Zusammen- 
hang ist festzustellen, dass 
die rot-grüne Bundesregie- 
rung bereits im Etatentwurf 
des Staatsministers für Kul- 
tur und Medien (Bundes- 
kanzleramt) eine Kürzung 
der grenzüberschreitenden 
Kulturarbeit nach § 96 Bun- 
desvertrieben- und Flücht- 
lingsgesetz (BVFG) von 
1,48 Mio. € im Jahr 2002 
auf Null vorgenommen hat. 
Diese beiden Kürzungen zu- 
sammengenommen würden 
bedeuten, dass die über viele 
Jahrzehnte segensreiche 
grenzüberschreitende Ar- 
beit der Heimatvertriebenen 
quasi zum Erliegen käme. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion protestiert ganz 
entschieden gegen dieses 
Vorgehen und fordert im 
Haushaltsausschuss des 
Deutschen Bundestages so- 
wohl für den Etat des Staats- 

ministers für Kultur und Me- 
dien, als auch für den Haus- 
halt des Bundesministeriums 
des Innern jeweils den Haus- 
haltsansatz des Jahres 2002 
für die grenzüberschreitende 
Arbeit der Heimatvertriebe- 
nen beizubehalten. 

Gerade im Hinblick auf 
ein zusammenwachsendes, 
sich erweiterndes Europa 
müssen diese wichtigen 
grenzüberschreitenden Pro- 
jekte gesichert werden. 

GüNTHER   KRINGS: 

110 - Notruf der 
Jugend nach 

einhundertzehn 
Jahren Rot-Grün 

Anlässlich von 110 Tagen 
Rot-Grün erklärt der Vor- 
sitzende der Jungen Grup- 
pe der GDU/CSU-Bundes- 

tagsfraktion: 
Morgen ist die rot-grüne 

Bundesregierung 110 Tage 

im Amt. Anlass für die Junge 

Gruppe, einen Rettungsrui 
zu starten. Denn während 
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dieser Zeit gab es nicht einen 
Tag, der für die Jugend 
Deutschlands ein Zeichen 
des Aufschwungs oder der 
Perspektive mit sich ge- 
bracht hätte. Nicht umsonst 
hat die Jugend jetzt bei den 
Landtagswahlen in Hessen 
und Niedersachsen gezeigt, 
dass sie der CDU weit mehr 
Vertrauen für eine gesi- 
cherte Zukunft schenkt als 
der SPD. Minus zwölf Pro- 
zent in Niedersachsen und 
Hessen für die SPD bei den 
Wählern unter 25 Jahren ge- 
genüber den Landtagswah- 
'en 1998 ist ein beein- 
druckender Beleg dafür. 

Die ersten 110 Tage der 
Regierung Schröder II 
könnten nicht stärker im Wi- 
derspruch zu dem vollmun- 
digen Versprechen des Ko- 
alitionsvertrages stehen, 
Wonach Rot-Grün in einer 
abreiten Allianz mit Kin- 
dern und Jugendlichen" die 
Zukunftschancen der jun- 
gen Generation verbessern 
und sie zum Mitgestalten ge- 
winnen will. 

Das schwindende Ver- 
bauen in die amtierende 
Bundesregierung kann an 
Zahlreichen Beispielen fest 
gemacht werden: Rot-Grün 
'°bt im Koalitionsvertrag die 
"erfolgreichen Programme" 
Zur sozialen und beruflichen 
integration von Kindern und 
Jugendlichen und verspricht, 
diese   fortzusetzen.   Ange- 

sichts von durchschnittlich 
fast 500.000 Jugendarbeits- 
losen im Jahr 2002 kann dies 
wohl nur als Drohung ver- 
standen werden. 

Die Ausbildungsplatzsi- 
tuation von Jugendlichen 
hat sich im Jahre 2002 
enorm verschlechtert. Im 
Koalitionsvertrag hat es 
dazu noch geheißen: „Die 
Sicherung eines ausreichen- 
den Ausbildungsplatzange- 
bots für alle Jugendlichen 
hat für uns Vorrang... Wir 
werden den Ausbildungs- 
konsens im Bündnis für Ar- 
beit mit dem Ziel fortsetzen, 
dass jedem Jugendlichen ein 
Ausbildungsplatz zur Ver- 
fügung steht." Fakt ist, dass 
nach Angaben der Bundes- 
anstalt für Arbeit Ende De- 
zember 2002 8.900 offenen 
Ausbildungsstellen 29.500 
noch nicht vermittelte Be- 
werber gegenüberstanden. 

Und auch bei den The- 
men Rente und Gesundheit 
gehen die Änderungen vor 
allem zu Lasten der jüngeren 
Generation. Die Anhebung 
der Rentenbeiträge auf 19,5 
Prozent belastet vor allem 
wenig verdienende Berufs- 
einsteiger. Die Möglichkeit, 
in die private Krankenversi- 
cherung zu wechseln, wurde 
durch die irreal hohe Anhe- 
bung der Pflichtversiche- 
rungsgrenze bei der GKV 
vor allem jungen Leistungs- 
trägern verbaut. 

Insgesamt schaffen die 
immer neuen Steuern und 
Abgaben, die Regelungen 
des Steuervergünstigungs- 
abbaugesetzes sowie die zu 
langsam voranschreitende 
Entbürokratisierung der Ar- 
beitswelt ein Klima, das jun- 
gen Menschen fast unmög- 
lich macht, den Schritt in die 
Selbstständigkeit zu wagen. 
Diese Politik verhindert 
überdies das Entstehen neu- 
er Arbeitsplätze, auf die ge- 
rade junge Berufseinsteiger 
angewiesen sind. 

Dort, wo etwas für junge 
Menschen erreicht wurde, 
ist dies auf den Druck und 
die Beharrlichkeit der Union 
zurückzuführen: So begrüßt 
die Junge Gruppe die Ein- 
führung der 400 Euro Jobs. 
Denn vor allem junge Men- 
schen, die sich noch in der 
Ausbildung befinden, wer- 
den von ihnen profitieren. 
Damit haben CDU/CSU 
eine konkrete Forderung 
aus ihrem Wahlprogramm 
aus der Opposition heraus 
durchsetzen können. 

Die Junge Gruppe hat den 
gesamten rot-grünen Koali- 
tionsvertrag auf seine Ju- 
gendfreundlichkeit hin über- 
prüft und die Ergebnisse in 
dem Kritikpapier: „Eine Ko- 
alition gegen die Zukunft" 
zusammengefasst. Das ge- 
samte Papier ist unter www. 
cducsu.de/jungegruppe 
einzusehen. UD 
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Im Spiegel der 

nationalen Presse 

Schröder präsentiert sich 
auf der Bühne der Weltpoli- 
tik als heißblütiger Ama- 
teur. Man wünschte sich an 
der Spitze der Regierung ei- 
nen kühlen Profi. 

Berliner Zeitung 

Die Schwäche der Regie- 
rung ist die Stärke der Op- 
position-falls diese die Ge- 
legenheit zu nutzen versteht. 
An einer Stelle hat Merkel 
den Kanzler schon in den 
Schatten gestellt: in der 
Außenpolitik. Wo gewöhnli- 
cherweise der Primat des 
Regierungschefs selbstver- 
ständlich ist, hat die Oppo- 
sitionsführern auf der Mün- 
chner Sicherheitskonferenz 
klare Signale in klarer Spra- 
che kundgetan. FAZ 

Tritt Schröder zurück? Er 
tritt nicht. Ein halbes Jahr 
nach der gerade noch ge- 
wonnenen Bundestagswahl 
hat der Kanzler den Karren 
so tief in den Morast gefah- 
ren wie kaum ein Regie- 
rungschef zuvor. Das Pro- 
blem Schröders heißt nicht 

nur Irak-Krieg Es heißt 
Schröder- was bedeutet: 
Ausrichtung der Politik auf 
die eigene Person und ihre 
Selbst-Darstellung, auf den 
eigenen Machtwillen. 

Handelsblatt 

Innenpolitisch steht die 
Karre vorder Wand, außen- 
politisch ist sie festgefahren, 
vielleicht ist sie sogar ein Ri- 
sikofür das Land. 

Lübecker Nachrichten 

Was ist los mit der deut- 
schen Außenpolitik? Es 
geht um eine glaubwürdige 
Strategie im Kampf gegen 
den Terror, um den Irak- 
Krieg und die Stabilität im 
Nahen Osten, um unser 
Verhältnis zu den USA, um 
die Einheit Europas - und 
seit gestern muss man hin- 
zufügen: Es geht auch um 
den Fortbestand der NATO. 
Und in Berlin verschwindet 
im Bermudadreieck zwi- 
schen Auswärtigem Amt, 
Kanzleramt und Bundes- 
presseamt der letzte Rest 
an internationaler Be- 
rechenbarkeit, staatspoliti- 
scher Weitsicht und diplo- 
matischer Kunst. 

Handelsblatt 

Schröder scheint von allen 
guten Geistern verlassen zu 
sein. Innenpolitisch und in 
der SPD angeknockt, tapst 
er erneut wie ein Elefant 
durch den außenpolitischen 
Porzellanladen. 

Express (Köln) 

Wer macht eigentlich die 
deutsche Außenpolitik? Die 
handwerkliche Stümperei 
und der- in erster Linie vom 
Kanzler zu verantwortende- 
Opportunismus der rot-grü- 
nen Außenpolitik haben in 
den letzten 72 Stunden einen 
traurigen Höhepunkt er- 
reicht. TAZ 

Während die Franzosen ele- 
gant und geschmeidig agie- 
ren, stapft unser Bundes- 
kanzler nur von einem Fett- 
napf in den anderen. 

tz (München) 

Das politische Durcheinan- 
der der vergangenen Tage 
zeigt, dass die Bundesregie- 
rung köpf- und planlos han- 
delt. In dem ganzen Chaos 
wird nicht einmal deutlich- 
welches Ziel sie eigentlich 
verfolgt. Es ist deutlich ge- 
worden , dass Schröder nicht 
auf der  Grundlage   eines 
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Wertekanons agiert, son- 
dern nur seine persönlichen 
Machtinteressen verfolgt. 
Kein Bundeskanzler hat die- 
sem Land je so geschadet. 
Schröder ist für Deutsch- 
land nicht mehr tragbar. 

Die Welt 

Wer jetzt den Druck auf 
den Diktator verringert, der 
nimmt dem Frieden die 
letzte Chance. Wer dann 
noch die NATO beschädigt, 
spaltet Amerika von Eu- 
'opa ab. Das erzeugt Unsi- 
cherheit in Europa lange 
nach Saddam. Ist Furcht 
Vor Verantwortung und Ri- 
siko in Berlin das wert? 
Berlin könnte zum Toten- 
gräber der NATO werden. 
Sie EU und die UNO dürf- 
en als Opfer folgen. Ein 
sauberer Dank für fast 50 
Jahre Sicherheit. 

Bild-Zeitung 

'ni deutsch-amerikanischen 
Verhältnis knirscht es nicht 
Zt*m ersten Mal. Momentan 
a°er sind die deutsch-ame- 
''kanischen Beziehungen 
nieht nur in einer ihrer 
7dufigen Schwächephasen. 
Was wir hier erleben, ist eine 
Qualitative     Veränderung, 

verschuldet durch den 
außenpolitischen Amoklauf 
eines überforderten Bun- 
deskanzlers. FTD 

Die Versuche, Deutschland 
mit allen Mitteln aus der in- 
ternationalen Isolation zu 
befreien, haben zunehmend 
etwas Verzweifeltes, Gro- 
teskes. Nach den Berliner 
Plaudereien toben die 
Amerikaner erst recht und 
die Franzosen fragen sich, 
welcher Teufel sie nur ge- 
ritten haben mag, sich mit 
diesen Diplomatie-Tölpeln 
einzulassen. 

Rheinische Post 

Im Spiegel der 
internationalen Presse 

Es war Amerika, das 
Deutschland wiederbelebt 
und dann vor der aggressi- 
ven sowjetischen Kriegsma- 
schine beschützt hat. Es ist 
das gute Recht von Chirac 
und Schröder, Argumente 
gegen den Krieg vorzubrin- 
gen. Aber sie haben nicht das 
Recht, die NATO zu zer- 
stören und Washington ins 
Gesicht zu spucken. 

Daily Mail (London) 

Frankreich und Deutschland 
haben auf die offene Miss- 
achtung der UNO-Entwaff- 
nungsanordnung durch den 
Irak dadurch reagiert, indem 
sie eine Offensive gestartet 
haben. Das Ziel ihrer Kam- 
pagne ist jedoch nicht Sad- 
dam Hussein, sondern die 
USA- und die zufälligen Op- 
fer scheinen nicht die Macht- 
strukturen eines skrupello- 
sen Diktators zu sein, son- 
dern die internationalen Ins- 
titutionen, die die Sicherheit 
Europas und der Welt garan- 
tiert haben. Eine Folge wird 
die Schwächung von NATO 
und UNO sein. 

The Washington Post 

Die NATO ist durch ein 
deutsch-französisches Veto 
gespalten, das erstmals seit 
50 Jahren eine konkrete ame- 
rikanische Anfrage blockiert 
und das Bündnis damit in 
eine möglicherweise irre- 
versible Glaubwürdigkeits- 
krise stürzt. Der Atlantik ist 
größer geworden. Europa ist 
gespalten. Die NATO erlebt 
die schwierigste Zeit seit ih- 
rem Bestehen- eine Abrech- 
nung, die ihren endgültigen 
Untergang bedeuten könnte. 

La Repubblica (Rom) 
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\n ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Papierdekorations- 
elemente „CDU" 
4 verschiedene Dekorationselemente für Events 
zum Ausschmücken von Innenräumen. Komplettpaket 
mit Anleitung besteht aus: 2 Doppelgirlanden, 
2 Fächern, 4 Fahnenketten (Gesamtlänge 4,5 m) 
und 6 Tischständern 

Bestell-Nummer: 9893 
Preis je Deko-Paket: 30,00 € 
inkl. MwSt.: 34,80 € 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 7 % bzw. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet 

BESTELLANSCHRlr"1 

arvato logistics services 
Berlelsmann-Versandzentriii" 

Postfach 1I62J3759 Versrtiolä 
Telefax 05241-8041892 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Mappen für Ehrenurkunden 
mit CDU-Logo-Prägung 
DIN A4 

Bestell-Nummer: 0247 
Preis je 25 Stück: 12,30 € 
inkl. MwSt.: 14,27 € 

D/NAü4nde"FÜrbes<>nderev 'enste 

S^T* «*»•***.,, DIN A4 

PreisJeSOstück «*. 

"gäbe 

Urkunden 
„25 Jahre CDU-Mitglied 
Bestell-Nummer: 0396 

„40 Jahre CDU-Mitglied 
Bestell-Nummer: 0644 

„50 Jahre CDU-Mitglied 
Bestell-Nummer: 0071 

DIN A4 
Preis je 50 Stück: 6,10 € 
inkl. MwSt.: 7,08 € 
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Rot-Grün: 
Immer nur eine Idee, 

Plakat 
„Rot-Grün: Immer nur eine Idee" 

DIN Al 
Bestell-Nummer: 7015 
Preis je 50 Stück: 19,00 € 
inkl. MwSt.: 22,40 € 

DIN A0 
Bestell-Nummer: 7014 
Preis je 50 Stück: 28,75 € 
inkl. MwSt.: 33,25 € 

Straßenatlas „Deutschland kompakt" 
mit Durchfahrtsplänen der Ballungszentren 

Bestell-Nummer: 9260 
Preis je 10 Stück: 15,00 € 
inkl. MwSt.: 17,40 € 


